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Iſt die Centraliſation des Armenweſens nothwendig? 
Wie kann fie durchgeführt werden? 


Von Friedrich von Stellwag-Carion, k. k. Concepts⸗Prakticant der n. 6. 


Statthalterei. 
(Schluß.) 
Man wird mir zugeben müſſen, daß auf dieſe Weiſe — wenn 
auch nicht mit einem Male — Fonde geſchaffen werden können, mit 


deren Ertrag ſchließlich alle einſchlägigen Bedürfniſſe gedeckt werden 


können und da der Staat nicht nur das Wohl der gegenwärtigen Gene— 
ration, ſondern ebenſo ſehr jenes der zukünſtigen im Auge behalten 


muß, ſo ſollte danach geſtrebt werden, wenigſtens jene eines Vortheiles 


theilhaftig zu machen, zu welchem die Gegenwart, ohne ſelbſt beſonderen 


Abbruch zu erleiden, beitragen kann. 

Man wird nach dem oben Geſagten aber auch weiters zugeben 
müſſen, daß die Gemeinden allein unfähig ſind, eine derartige 
Capitaliſirung mit jener Präciſion durchzuführen, welche nothwendig iſt, 
um einen nachhaltigen Erfolg zu erzielen. Von ihr hängt aber Vieles, 
wenn nicht Alles ab. Die heute für Armenzwecke einlaufenden Mittel 
genügen vielleicht für die Anforderungen, welche gegenwärtig an die 
Armenpflege geſtellt werden; ſie dürften aber kaum im Verhältniſſe zu 
den erhöhten Anforderungen wachſen. Schon jetzt wird allenthalben die 
Einſchränkung der Bettelei verlangt. Wir werden dieſes Verlangen aber 
erſt dann beſriedigen können, wenn wir im Stande ſind, den Keim der 
Bettelei in feinem Wachsthum zurückzuhalten, indem wir die Arbeiter 
im Falle augenblicklicher und unverſchuldeter Nothlage dadurch unter 
ſtützen, daß wir ihnen kleine Capitale gegen mäßige Zinſen und raten- 
weiſe Rückzahlung vorſtrecken. Durch fie wird er bei zeitweiſer Arbeits- 
loſigkeit nicht gezwungen, ſeine wenige nothwendige Habe in den Rachen 
eines Pfandleihers oder Wucherers zu werfen, um ſo ſein und ſeiner 
Familie Schickſal für immer zu beſiegeln. 


die Mildthätigkeit 


So wie wir aber auf der einen Seite durch die dargeſtellte Ver⸗ 
mögensverwaltung ſeinerzeit in die Lage verſetzt werden, der Bettelei 
ein Recrutencontingent zu entreißen, ſo wird es andererſeits — und 
namentlich dadurch, daß wir centraliſiren — möglich werden, der Land⸗ 
ſtreicherei einen Damm zu ſetzen. 

Im Sinne des § 1 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. 
Nr. 108, iſt als Landſtreicher zu betrachten, wer ohne beſtimmten Wohnort 
oder mit Verlaſſung feines Wohnortes geſchäfts- und arbeitslos umher⸗ 
zieht und ſich nicht auszuweiſen vermag, daß er die Mittel zu ſeinem 
Unterhalte beſitze oder redlich zu erwerben ſuche. Für den profeſſionellen 


Landſtreicher iſt nichts leichter als auf Grund eines Arbeits- oder 


Dienſtbotenbuches als Arbeitfuchender aufzutreten und ſich durch 
ſo viel zu erwerben, daß er im Betretungsfalle 
die Mittel zu ſeinem Unterhalte aufzuweiſen vermag. Wegen geſchäfts⸗ 
und arbeitsloſem Herumziehen allein kann er nicht angehalten werden, 
da er es vermeidet, ſich in einem Orte längere Zeit aufzuhalten oder in 
kurzen Zwiſchenräumen dahin zurückzukehren. Er bewegt ſich ruhig auf 
einem beſtimmten Wege fort, einem vorgeſteckten Ziele entgegen, gleich 
einem ehrſamen Handwerksburſchen und kehrt von dort auf einem anderen 
Wege in ſeine Heimatsgemeinde zurück. Hier, wenn nicht ſchon früher, 
ſchützt er den Verluſt ſeines Arbeitsbuches vor und erhält ein neues, 
um eine andere Route einzuſchlagen und den Polizeiorganen ſeine lange 


Arbeitsloſigkeit nicht auffällig zu machen. Da keine Verordnung beſteht, 


nach welcher an „arme Reiſende“ gegebene Beträge in das Arbeitsbuch 
eingetragen werden müſſen, die meiſten Privaten eine ſolche übrigens 
ohnedies außer Acht laſſen würden, ſo hat der Landſtreicher eine Ein⸗ 


nahmsgquelle, die viel reichhaltiger ſprudelt, als wenn er von dem Ertrage 


einer Arbeit leben müßte. 
Wenn nun aber ein Inſtitut beſteht, welches reiſende Arbeit⸗ 
ſuchende ſo weit zu unterſtützen vermag, daß ſie mit dem ihnen verab⸗ 


folgten Betrage die nächſte derlei auf ihrem Wege gelegene Anſtalt 


erreichen können; wenn dieſe Anſtalten ſerners die verabfolgten Beträge, 
den Tag der Verabfolgung ſowie den Namen des Empfängers regiſtriren 


und all' dies zugleich in das Ausweisdocument desſelben eintragen, dann 


wird der ordentliche Arbeitſuchende des beſchämenden Pochens an fremde 
Thüren enthoben ſein, dieſe werden ſich ihm auch ſelten öffnen und der 
Landſtreicher von Profeſſion wird aufhören, als Reiſender aufzutreten, da 
dieſe Erwerbsart ihm zu wenig eintragen wird. 

Es gäbe aber dann auch noch ein anderes Mittel, um die Land⸗ 
ſtreicherei zu beſchränken und dieſes beſteht in den von den Bezirks⸗ 
gerichten zu verfaſſenden Monatsausweiſen über die wegen Landſtreicherei 
abgeſtraften Individuen. Bei der dermaligen Geſtalt des Armenweſens 
iſt die Einführung dieſer wichtigen Maßregel unmöglich, denn es wäre 
zum Mindeſten nothwendig, daß ſämmtliche Gemeinden eines politifchen 
Bezirkes mit dergleichen Ausweiſen verſehen würden. Sobald aber die 
bezirksweiſe Verſorgung platzgegriffen hat, brauchten nur ſo viele Aus⸗ 
weiſe ausgefertigt zu werden, als politiſche Bezirke in einem Kronlande 
beſtehen. Werden dieſe Answeiſe an die einzelnen Bezirks⸗Armenver⸗ 


waltungen übermittelt und von ihnen die Individuen in ein alpha⸗ 
betiſches Nachſchlagregiſter aufgenommen, ſo wird es dem Landſtreicher 
unmöglich, ſelbſt jene Unterſtützung zu erlangen, die das Armenhaus 
denjenigen gewährt, welche ſich mit einem Arbeits- oder Dienſtbotenbuch 
als Arbeitſuchende ausweiſen. 

Ich habe in dem Vorſtehenden drei, wie ich glaube, nicht unbe⸗ 
deutende Vortheile hervorgehoben, deren man ſich nur durch die Cen⸗ 
traliſation theilhaftig machen könnte und gehe nun darauf über, einen 
Weg zu zeigen, auf welchem dieſe ſelbſt erreicht werden kann. 

Die Gegner der Centraliſation haben ſtets auf die Armenver⸗ 
ſorgung der Landeshauptſtädte und in erſter Linie auf jene Wiens hin⸗ 
gewieſen. Fordere ſchon der Verwaltungsorganismus rieſige, dem eigent⸗ 
lichen Zweck entzogene Summen, ſo ſei dies nicht weniger der Fall bei 
den Baulichkeiten die für die Aufnahme der Armen beſtimmt ſind. Sie 
haben hierin allerdings recht, aber ſie vergeſſen auch, daß auf dem 
flachen Lande in keiner Beziehung jene Dimenſionen erforderlich ſind, 
wie dort, daß manchen Factoren nicht Rechnung getragen zu werden 
braucht und daß Vieles auch mit geringeren Mitteln bewirkt 
werden kann. 

Im ganzen Kronlande Niederöſterreich werden kaum ſo viel Ver⸗ 
ſorgungsbedürftige ſein als in Wien allein,) wohin ſich Alles drängt, 
wo Viele ſchon deshalb den Anſpruch auf Verſorgung erlangen, weil 
fie in der niederöſterreichiſchen Landesgebär⸗ und Findelanſtall geboren 
und auferzogen worden und weil bei der Ermittlung ihres Heimats⸗ 
rechtes außer ihrem Geburtsorte nichts conſtatirt werden konnte. 

Die Aufführung größerer Bauten wird daher nur in den größten | 
Bezirken erforderlich und kanu ſelbſt da mit verhältnißmäßig geringen 
Mitteln erreicht werden, weil die architektoniſche Schönheit, die dort der 
Umgebung angepaßt ſein muß, entfällt. 

Der einfachſte Bau entſpricht hier ebenſo gut dem Zwecke und 
kann noch billiger hergeſtellt werden, wenn er nicht Privaten übergeben 
wird, die trotz der größten Reellität doch den Verdienſt im Auge 
behalten müſſen. Die Bezirksbaubeamten können den Plan ebenſo gut 
entwerfen und die Leitung des Baues übernehmen, ſo daß nur die 
Beſtreitung des Materiales, der Profeſſioniſten und einiger Poliere erübrigt. 
Der erforderliche Grund und Boden konnte ohne oder gegen geringes 
Entgelt von der betreffenden Gemeinde angeſprochen werden, denn 
dieſe würde auf der anderen Seite in ähnlicher Weiſe gewinnen wie 
bei Errichtung einer Garniſon. 

Um den Bau oder in den kleineren Bezirken die Adaptirung von 
Gebäuden zu ermöglichen, müßte ſich das Land entſchließen, das noth- 
wendige Capital gegen Rückzahlung in Annuitäten vorzuſtrecken. 

Die Rückzahlung des Capitals und die Erhaltung der Anſtalt 
würde aus den nach dem obigen Verwaltungsprincip zur Verwendung 
gelangenden Vermögensintereſſen und den übrigen für Armenzwecke 
beſtimmten Zuflüſſen erfolgen, welch letztere noch erhöht werden könnten, 
wenn die Gemeinden für den Ausfall der ihnen dermalen obliegenden 
Verköſtigung von Haus zu Haus zu einem jährlichen Beitrage in der 
Höhe einer 5—10percentigen Umlage verpflichtet würden. 

Für die Beſorgung der Adminiſtrationsgeſchäfte würden ſelbſt 
in den größten Anſtalten zwei beſoldete Beamte genügen, deren 
Bezüge nicht hoch zu ſein brauchten, wenn quiescirte Staatsrechnungs⸗ 
beamte hiezu verwendet werden, die die Gelegenheit, ihrer Penſion 
einen kleinen Zuſchuß beifügen zu können, gewiß mit Freuden begrüßen 
werden. 

Die eigentliche Verwaltung ließe ſich in die Hände eines Ausſchuſſes 
legen der ähnlich wie die Bezirksſtraßen⸗Ausſchüſſe zuſammengeſetzt und 
an deſſen Spitze der Bezirkshauptmann geſtellt werden konnte. Ihm 
würde es obliegen, alle Angelegenheiten in Sitzungen zu berathen und 
zu erledigen, ſowie über die Ausführung der Beſchlüſſe durch die 
beſoldeten Organe zu wachen. 

In ſeinen Wirkungskreis fiele es daher, auf Grund der 
gepflogenen Erhebungen und des bezirksärztlichen Pareres zu entſcheiden, 
ob einem Anſuchen um Aufnahme in die Verſorgung überhaupt und 
inwieweit Folge gegeben werden könne; er wäre weiters von den 


) Im Verſorgungshauſe am Alſerbach allein werden jährlich durchſchnitt⸗ 
lich 2383 Perſonen verpflegt, die durchſchnittlichen Verpflegskoſten betragen per 
Tag und Kopf 50°8 kr. (Statiſtik der Armenpflege Wiens im Jahrzehnt 1863— 
1872. II. Abtheilung.) 
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Behörden in Kenntniß zu ſetzen, ſobald durch Acte unter Lebenden und 
Todten dem Inſtitute ein Beitrag gewidmet würde oder wenn Straf⸗ 
beträge in Folge rechtskräftig gewordener Erkeuntniſſe für dasſelbe 
liquid würden; er hätte die Caſſe unter Mitſperre zu verwalten, die 
einlaufenden Beträge dahin abzuführen und daraus die Bedürfniſſe der 
Anſtalt gegen ordnungsmäßig belegte Rechnungen der Adminiſtrations⸗ 
beamten zu beſtreiten, dieſe in ihrer Amtsthätigkeit zu überwachen und 
zu controliren, endlich am Schluſſe eines jeden Jahres der höheren 
Stelle, ſei es nun der Landesſtelle oder dem Landesausſchuſſe, den 
Gebarungsausweis über das abgelaufene Verwaltungsjahr vorzulegen. 


Da es nicht meine Aufgabe iſt, gleichſam ein Statut zu ver⸗ 
faſſen, ſondern nur die Ausführbarkeit eines Unternehmens darzuthun, 
von welchem die Erreichung eines faſt ſeit hundert Jahren angeſtrebten 
Zieles möglich ſein dürſte, ſo will ich noch in kurzen Zügen der 
inneren Einrichtung der obigen Inſtitute inſoweit Erwähnung thun, als 
ſie nach meinem unmaßgeblichen Erachten praktiſch ſein dürften. 


St es aus Sittlichkeitsrückſichten unſtatthaft, daß — wie dies 
bisher häufig vorgekommen iſt — Perſonen verſchiedenen Geſchlechtes 
und ohne jede verwandtſchaftliche Bande in demſelben Raume unter⸗ 
gebracht werden, ſo fordert andererſeits die Humanität, daß ſowohl 
Gebrechen ſoviel als möglich der Spottluſt entzogen werden, als auch 
daß Familienverhältniſſen Rechnung getragen wird. Allem dem dürfte 
am beſten durch eine Zelleneinrichtung entſprochen werden. Sie verhindert 
überdies unleidliche Zänkereien und ermöglicht es, jeden für die Auf⸗ 
rechthaltung der Ordnung in ſeinem Wohnungsbereiche verantwortlich 
zu machen. 


Da nicht nur dauernde, ſondern auch zeitliche Erwerbsunfähigkeit 
einen Anſpruch auf längere oder kürzere Verſorgung gibt, Erwerbs⸗ 


unfähigkeit aber noch nicht Arbeits unfähigkeit in ſich ſchließt und 


jeder verhalten werden kann, zu dem, was er empfängt, nach Kräften 
beizuſteuern, ſo wird es auch immer möglich ſein, aus der Mitte der 
Verſorgten ſelbſt Leute zu finden, die die häuslichen Verrichtungen 
beſorgen können, aus denen ich das Scheuern der gemeinſchaftlichen 
Localitäten, Reinigung der Wäſche und theilweiſe auch die Beſorgung 
der Küche hervorhebe. 


Es könnte aber auch an die namentlich in neueſter Zeit durch 
das Vereinsweſen ſich manifeſtirende Mildthätigkeit der Frauen beſſerer 
Stände appellirt werden. 


Scheitert die Bildung von Frauen⸗Humanitätsvereinen dermalen 
in kleineren Orten an dem Mangel eines entſprechenden Wirkungs⸗ 
kreiſes, ſo wird dieſer alsdann geboten, und ich glaube, daß es nicht 
ſchwer fallen dürfte, Damen zu finden, die gerne bereit ſind, abwechſelnd 
die Leitung der Küche, der Flid- und Strickſtuben, ſowie der ſonſtigen in 
das Reſſort der Frauen fallenden Arbeiten zu übernehmen. Aber auch in 
der Heranziehung der Verſorgten zu leichten, nicht auf den Hausbedarf 
bezüglichen Arbeiten (als Pappſchachtel⸗Verfertigung, Spinnen, Feder⸗ 
ſchleußen u. dgl.) wäre ein Mittel geboten, die Einkünfte zu vermehren 
oder den Verſorgten eine kleine Zubuße zu den ordnungsmäßigen 
Bezügen zu verſchaffen. 


Die ärztliche Behandlung der Kranken könnte durch die Bezirks⸗ 
ärzte beſorgt werden. Eine tägliche Viſite würde ſie ſchwerlich über⸗ 
bürden und dadurch nebſt vielen anderen Mängeln der Armenpflege 
auch der jetzt nur zu oft von den Armen empfundene Mangel einer 
ärztlichen Behandlung im Erkrankungsfalle behoben. 


Ich überlaſſe es nunmehr Denjenigen, denen das Wohl und 
Wehe unſerer Mitmenſchen ſo wie mir nahe geht, in deren Händen 
aber die Macht liegt, für das Erſtere mehr zu thun als ich, die Größe 
und Tragweite der durch das dargeſtellte Verwaltungsprincip gebotenen 
Vortheile zu erwägen und zu beurtheilen, ob dieſelben auf einem 
anderen Wege erreicht werden können. Habe ich geirrt, ſo möge die 
Abſicht, einer guten Sache dienen zu wollen, meine Fürſprecherin ſein. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


enn e einne eines 

en vor der Ne raftigiverdung der i f 

eingetretenen Tod des Ausgewieſenen Tien e | 

iſt, kann auch gegenüber den durch die Ausweiſungsmaßregel 

mitbetroffenen Familienmitgliedern desſelben die Ausweiſung 
nicht mehr platzgreifen. 

Der Gemeinderath der Stadt Sch. hat mit dem Erkenntniſſe 
vom 7. März 1878, Nr. 667, den M. Sch. ſammt ſeinen Angehörigen 
aus dem Gebiete der Stadt Sch polizeilich ausgewieſen, weil derſelbe durch 
eine Reihe von Jahren wiederholt wegen unterſchiedlichen Verbrechen 
in Unterſuchung gezogen und im Jahre 1878 auch wegen Verbrechen 
des Betruges verurtheilt worden war. 

Gegen dieſes Ausweiſungserkenntniß begriff M. Sch. den Recurs 
an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft und hob in demſelben insbeſondere 
auch hervor, daß ihm ſeine Angehörigen während ſeiner Abweſenheit 
Haus, Garten und Aecker werden verwalten und beſorgen müſſen, 
demnach die verfügte Ausweiſung wenigſtens auf diefelben nicht aus⸗ 
gedehnt werden möge. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft beſtätigte jedoch mit der Ent⸗ 
ſcheidung vom 5. April 1878, Nr. 2766, dieſes Erkenntniß. 

Dagegen überreichte M. Sch., der mittlerweile ſeine 2jährige 
Kerkerſtraſe angetreten hatte, bei der k. k. Statthalterei den Recurs, 
die aber denſelben mit der Entſcheidung vom 21. Juni 1878, 
Nr. 10.644, aus dem Grunde zurückwies, weil M. Sch. während 
ſeines Aufenthaltes in Sch. wegen Verbrechen des Betruges rechtskräftig 
verurtheilt worden iſt. j 

Noch vor dem Herablangen dieſer Entſcheidung ſtarb M. Sch. 
und deſſen Angehörigen K. Sch. und J. Sch. ergriffen gegen dieſe 
abweisliche Entſcheidung den Recurs an das hohe k. k. Miniſterium 
des Innern, welches unterm 29. September 1878, Nr. 12.746, die 
Entſcheidung dahin fällte, daß, nachdem die Ausweiſung des M. Sch. 
durch deſſen vor Rechtskräftigwerdung des Ausweiſungserkenntniſſes 
erfolgtes Ableben gegenſtandslos geworden ſei, die gleichzeitig aus⸗ 
geſprochene Ausweiſung der Angehörigen des M. Sch., nämlich der 
recurrirenden Gattin K. Sch. und des recurrirenden Sohnes J. Sch., 
behoben wurde, weil gegen dieſe Beiden ein geſetzlicher Ausweiſungs⸗ 
grund nicht vorhanden ſei. 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. I. Quartal. 
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Errichtung eines Poſtamtes zu Bruch. H.⸗M. Z. 39.634. 29. December. 
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5. Janner. 
Nr. 4. Ausgeg. am 21. Jänner. 


Aenderungen in den Beſtimmungen über den Fahrpoſtverkehr nach Bos⸗ 
nien, der Herzegowina und dem Sandſchak Novibazar. H.⸗M. Z. 1005 14. Jänner. 
Poſtanweiſungsverkehr mit Frankreich. H⸗M. Z. 1043. 14. Jänner. 
Nr. 5. Ausgeg. am 29. Jänner. 
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20. Jänner. 
Errichtung eines Poſtbureau zu Ascona in der Schweiz. H.⸗M. Z. 1729. 
21. Jänner. 
Nr. 6. Ausgeg. am 5. Februar. 
Feſtſetzung des Poſtrittgeldes im königl. ungariſchen Poſt gebiete für den 
I. Semeſter 1880. H.⸗M. Z. 2555. 27. Jänner. 


Familienbauptes durch 


Nr. 7. Ausgeg. am 11. Februar. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Italien“. H.⸗M. Z. 3183. 3. Februar. 

Aenderung im Fahrpoſttarife „Großbritannien und Irland“. H.⸗M. Z. 3801. 
31. Jänner. 

Ermächtigung des Poſtamtes in Mödling zur Vermittlung von gewöhn⸗ 
lichen Poſtanweiſungen von mehr als 200 fl. und von Sendungen mit Nachnahme 
bis 500 fl. H.⸗M. Z. 39.057 ex 1879. 1. Februar. 

Begleitpapiere zu den zollpflichtigen Fahrpoſtſendungen nach der Schweiz. 
H.⸗M. Z. 3734. 4. Februar. 

Nr. 8. Ausgeg. am 16. Februar. 

Einſchärfung der Beſtimmung, betreffend die Beklebung der Fahrpoſtſen⸗ 
dungen nach Deutſchland mit Aufgabezetteln. H.⸗M. Z. 3477. 6. Februar. 

Namensänderung des Poſtamtes Klobouk bei Ungariſch⸗Brod in Mähren. 
H.⸗M. 3. 4216. 7. Februar. 

Nr. 9. Ausgeg. am 20. Februar. 

Verbot der Zeitſchrift „Duch èasu Nedelni list Svornosti“. H.⸗M. 3. 4926. 
14. Februar. 

Aenderung im Fahrpoſttarife „Großbritannien und Irland“. H.⸗M. Z. 4643, 
8. Februar. 

Namensänderung des Poſtamtes St. Georgen bei Reichenegg in Steier⸗ 
mark. H.⸗M. Z. 3997. 9. Februar. 

Namensänderung des Poſtamtes Zäſtavka. H.⸗M. Z. 2587. 11. Februar. 


Nr. 10. Ausgeg. am 21. Februar. 
Reactivirung des Poſtamtes Ober⸗Mallebern. H.⸗M. 3. 2889. 10. Februar. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Lenesic (Leneſchitzj. H.⸗M. Z. 3695. 
15. Februar. 
Auflage neuer Druckſorten zu Kartirungsüberſichten. H.-M. Z. 4522. 


9. Februar. 
Nr. 11. Ausgeg. am 23. Februar. 


Verbot der Zeitſchrift „Le Revolte“. H.⸗M. 3. 5547. 19 Februar. 

Ergänzung des Fahrpoſttarifes „Italien“. H.⸗M. Z. 5066. 16. Februar. 

Aenderung im Fahrpoſttarife „Rußland“. H.⸗M. Z. 5381. 18. Februar. 

Nr. 12. Ausgeg. am 27. Februar. 

Poſtdampfſchiff⸗Verbindung zwiſchen Deutſchland und Norwegen auf der 
Linie Hamburg⸗Drontheim. H.⸗M. Z. 5550. 20. Februar. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Laſſee. H.⸗M. Z. 4531. 20. Februar. 

Auflaſſung des Poftamtes Mateniow. H.⸗M. Z. 5130. 21. Februar. 

Nr. 13. Ausgeg. am 4. März. 

Verbot der Zeitſchrift „Arbeiter⸗Wochen⸗Chronik“. H⸗M. Z. 6800. 2. März. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für aus⸗ 
ländiſche Zeitungen pro II. Quartal 1880. H.⸗M. Z. 5891. 25. Februar. 

Beförderung der Briefſendungen ſür Malta auf dem Wege über Italien. 
HM. 3. 5707. 25. Februar. 

Nr. 14. Ausgeg. am 8. März. 

Ueberſicht der Poſtdampfſchiff⸗Verbindungen Europas nach den übrigen 
Erdtheilen nebſt einer Inſtradirungsanweiſung für die Briefpoftſendungen nach 
den überfeeiſchen Ländern. H.⸗M. Z. 1151. 17. Februar. 

Einführung des Nachnahmeverkehres aus Oeſterreich⸗Ungarn nach Bosnien, 
der Herzegowina und dem Sandſchak Novibazar. H.⸗M. Z. 5863. 29. Februar. 
Nr. 15. Ausgeg. am 13. März. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Rußland“. H.⸗M. Z 6811. 5. März. 

Poſtverbindungen zwiſchen Dänemark und Irland. H.⸗M. Z. 7307. 6. März. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Vacov. H.⸗M. Z. 6316. 6. März. 

Auflafjung des Poſtamtes Unter⸗Görjach. H.⸗M. Z. 6110. 6. März. 

Nr. 16. Ausgeg. am 23. März. 
Verbot der Zeitſchrift „La Lega della Democrazia“. H.⸗M. Z. 8400, 


16. März. 
Nr. 17. Ausgeg. am 26. März. 


Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für den Sommerſemeſter 1880, d. i. für 
die Zeit vom 1. April bis Ende September 1880. H.⸗M. Z. 3686. 18. März. 
Nr. 18. Ausgeg. am 30. März. 

Verbot der Zeitſchrift: „Die neue Geſellſchaft, Monatsſchrift für Social⸗ 
wiffenſchaft“. H.⸗M. Z. 8938. 23. März. 

Aenderung von Taxfeldnummern königl. ungar. Poſtämter. H.⸗M. Z. 6005. 
15. März. 

Fahrpoſtverkehr mit Dänemark. H.⸗M. Z. 8963. 25. März. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 1. April 1880, 3. 4426, be⸗ 
treffend die Bezugsverlängerung der den Waiſen der Staatsdiener bewilligten 
Gnadenguben. 

Laut Eröffnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. März l. J., 
8. 1434/ F. M., haben Seine k. und k. Apoſtoliſche Majeſtät mit Allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom 15. März l. J. die Miniſterien und den oberſten Rechnungshof 
allergnädigft zu ermächtigen geruht, den Waiſen von Staatsdienern den Fortbezug 
der ihnen durch Allerhöchſte Entſchließungen auf drei Jahre bewilligten Gnaden⸗ 
gaben, ſofern in dem Bezugstitel, dem Betrage und den ſonſtigen bisherigen 
Verhältniſſen keine Aenderung eintritt, über ihr Einſchreiten, ohne ſpecielle Aller⸗ 
höchſte Aufforderung, über Zuſtimmung des Finanzminiſteriums im eigenen Wir⸗ 
kungskreiſe von drei zu drei Jahren zu bewilligen. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei mit dem Erſuchen in die Kenntniß 
geſetzt, die Verfügung zu treffen, daß die Geſuche um Bewilligung des Fortbezuges 
ſolcher Gnadengaben, wenn ſie bei der k. k. Statthalterei oder bei einer Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft unmittelbar überreicht werden, in Hinkunft nicht zurückgewieſen, 
ſondern der meritoriſchen Behandlung zugeführt, falls ſie nicht ſchon urſprünglich 
vorſchriftsmäßig mit den Stempelmarken verfehen fein ſollten, nach erfolgter nach⸗ 
träglicher Stempelung des Geſuches und der Beilagen ſeitens der Partei und 


nach Erſchöpfung aller erforderlichen Erhebungen, nämlich hinſichtlich der Haltung k 
ch Erſchöp den Vorſchriften bezuglich der Eintreibung der directen Steuern gleichzuhaltenden 


(Wohlverhalten), der Vermögens- und Familienverhältniſſe, dann hinſichtlich des 
Grades der Erwerbsfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit ſolcher Waiſen durch Bei⸗ 
bringung eines von einem ämtlich beſtellten Arzte ausgefertigten Zeugniſſes 
(ſtaatsärztlichen Zeugniſſes) im Wege der k. k. Statthalterei unter Erſtattung eines 
beſtimmten Antrages anher vorgelegt werden. 


Ferner iſt im Falle einer Anfrage der Parteien, welche es betrifft, be | 
deuten zu laſſen, daß derlei Geſuche bei jener Behörde überreicht werden ſollen, 


welche die Verſtändigung über die allergnädigſte Bewilligung der Gnadengabe 
ausgefertigt hat. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 23. Mai 1880, 
betreffend die Mittheilung einer Verordnung des k. k. Reichs-Kriegsminiſteriums 
über die Militär⸗Mannſchaftsgebühren bei Exequirung ſolcher Abgaben und 
Leiſtungen, welche hinſichtlich der Eintreibung den directen Steuern gleich— 
zuhalten ſind. 

Im Anſchluſſe erhält die k. k. . eine Abſchrift der vom 
k. k. Reichs⸗Kriegsminiſterium im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern 
und dem k. k. Finanzminiſterium, an alle General- und Militärcommanden 
erlaſſenen Verordnung ddo. 28. April 1880, Z. 2210, betreffend die Gebühren 


der Militärmannſchaft, welche zur Exequirung der rückſichtlich der Einbringlich⸗ 


machung der directen Steuern gleichzuhaltenden Abgaben und Leiſtungen verwendet 
wird, zur Kenntnißnahme und entſprechender Anweiſung der unterſtehenden Be⸗ 
hörden. 


Abſchrift einer Verordnung des k. k. Reichs-Kriegsminiſteriums 
vom 18. April 1880, Abth. 11, Z. 2210, an alle General- und Mi⸗ 
litärcommanden (mit Ausnahme von Sarajevo). 


Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit der Note vom 8. Juli 1879, 
3. 14.378, mitgetheilt, daß nach einem Berichte der Statthalterei in Lemberg bei 
Prüfung der Abrechnungsausweiſe über die dem Militärärar für die zu Execu⸗ 
tionen und Aſſiſtenzleiſtungen beigeſtellte Mannſchaft zu refundirenden Auslagen 
der Anſtand wahrgenommen wurde, daß von den Militärbehörden in Galizien in 
Fällen, wo die betreffenden Bezirkshauptmannſchaften die Militärmannſchaft zu 
Executionen der nach den beſtehenden Vorſchriften bei Eintreibung der directen 
Steuern gleichzuhaltenden Abgaben und Leiſtungen (als: Straßen⸗ und Waſſer⸗ 
bau⸗Concurrenzbeiträge, Grundentlaſtungsgelder, Beiträge zur Erhaltung von 
Schulen ꝛc.) in Anſpruch nahmen und dies in den bezüglichen Requifitionsſchreiben 
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vorſchriftsmäßig erſichtlich machten, dennoch die für Aſſiſtenzleiſtungen feſtgeſtellten 
höheren Gebühren in Aufrechnung gebracht worden find“. 

Aus den gleichzeitg übermittelten Acten hat das Reichs⸗Kriegsminiſterium 
entnommen, daß das p. t. einem vorgängigen Anſuchen der gedachten Statthalterei 
um Beſeitigung dieſes Anſtandes durch den Generaleommandobefehl Nr. 57 vom 
3. Juli 1878 zwar theilweiſe Rechnung trug, derſelben jedoch mit der Zuſch rift 
vom 30. Juni 1878, M. V. Nr. 3983, eröffnete, „daß unter Execution nur die 
Verwendung der Militärmannſchaft zur Eintreibung von rückſtändigen directen 
Steuern begriffen werden kann, alle übrigen derartigen Leiſtungen der Militär⸗ 
mannſchaft aber als Militäraſſiſtenzen zu betrachten ſind. 

Dieſe Auffaſſung muß jedoch inſoferne als irrig bezeichnet werden, als es 
keinem Zweifel unterliegt, daß die für die Execution der directen Steuern feſt⸗ 
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geſetzten Gebühren auch bei der Eintreibung der nach 88 2, 3 und eventuell 
auch 5 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 (R. G. Bl. Nr. 96) bei ihrer 
Exequirung den directen Steuern gleichzuhaltenden Geld⸗ und Naturalleiſtungen 
in Anwendung zu treten haben; da einerſeits in der die Gebühren der Militär⸗ 
aſſiſtenz feſtſtellenden Verordnung vom 17. Juni 1856 (R. G. Bl. Nr. 106) 8 1, 
beziehungsweiſe Verordnung vom 10. April 1872, R. G. Bl. Nr. 49, die Fälle 
ausdrücklich angeführt erſcheinen, in welchen die Militäraſſiſtenz zur Anwendung 
zu kommen hat und im Punkte c dieſes Paragraphs nur der § 8 der kaiſ. Ver⸗ 
ordnung vom 20. April 1854 citirt, der Eintreibung der den directen Steuern 
gleichzuhaltenden Abgaben und Leiſtungen aber hiebei nicht gedacht wird, und 
anderſeits von den Civilbehörden bei Exequirung ſolcher Abgaben und Leiſtungen 
das gleiche Verfahren wie bei jenen der directen Steuern eingehalten werden 
muß; ſonach dem Executen auch nur jene Koſten auferlegt werden können, welche 
er bei Eintreibung eines Rückſtandes an directen Steuern zu tragen hätte. 

In allen ſolchen Fällen hat daher in den im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern der Exequirte dem Executionsmanne die Mittagskoſt 
und Unterkunft unentgeltlich beizuſtellen und kann ſomit Letzterem eine Vergütung 
dieſer Emolumente von Seite des Militärärars nicht mehr gebühren. 

Hiernach wolle das p. t. die unterſtehenden Truppenkörper anweiſen, in 
allen jenen Fällen, in welchen es ſich um die Exequirung der nach den beſtehen⸗ 


Abgaben und Leiſtungen handelt und dies in den bezüglichen Requiſitionsſchreiben 
vorſchriftsmäßig erſichtlich gemacht wird, nicht die Gebühren für Aſſiſtenzeom⸗ 
manden, ſondern nur die bei Executionen der directen Steuern feſt⸗ 
geſtellten Gebühren in Aufrechnung zu bringen. 

Da übrigens wahrgenommen wurde, daß auch in einem anderen General- 
commandobereiche bisher ein vom Vorſtehenden abweichender Vorgang beobachtet 
worden iſt, wird zum Zwecke der Einhaltung eines allſeitig gleichmäßigen Benehmens 
in dieſer Beziehung, als Zeitpunkt des Beginnes der Aufrechnung der bezeichneten 


Gebühren, im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium des Innern und der 
3. 7226 Finanzen der 1. Juli 1880 feſtgeſetzt. 


Die entſprechende Richtigſtellung des mit der C. V. vom 4. December 
1876, A. 15, Nr. 1836 N. V. Bl. 57. St., Nr. 184, herausgegebenen „Schema 
über die Refundirung der vom Militärärar für Rechnung anderer Staatsver⸗ 
waltungs⸗Etatsfonde ꝛc. vorſchußweiſe beſtrittenen Auslagen“ wird mit dem Ver⸗ 
ordnungsblatte der vierteljährigen Berichtigungen erfolgen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Leiter der Polizei⸗ 
direction in Prag Franz Ritter von Stejskal den Titel und Charakter eines 
Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Polizeirath Johann Schlitter zum Regierungs⸗ 


rathe und Polizeidirector in Brünn ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Honorarconſul Chriſtian Ludwig Oehlm ann 
in Königsberg den Titel eines Generalconſuls ad personam verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirshauptmann Ladislaus Krzaczkowski 
zum Regierungsrathe und Polizeidirector in Lemberg ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Secretär der k. k. Privat⸗ und Familienfonds⸗ 
direction Dr. Ludwig Edlen von Geiter zum wirklichen Hofſecretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofſecretärs 
bekleideten Rechnungsrath Guſtav Möller und den Rechnungsrath Franz Kreße 
des gemeinſamen oberſten Rechnungshofes zu Hofſecretären dieſes Rechnungshoſes 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Banquier Jules Gommes in Bayonne zum 
unbeſoldeten Viceconſul ernannt. , 

Der Minifter des Aeußern hat die vom k. und k. Generalconſulate in 
Liverpool verfügte Beſtellung des Notars Frederick H. Pollexfen zum k. und k. 
Conſularagenten in Sligo genehmigt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor des Prager Lottoamtes Ed. 
Schröder zum Verwalter des Innsbrucker Lottoamtes ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtſeeretär Agathon Paraſini in Trieſt 
zum Poſtrathe daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirkspoſtcommiſſär in Czernowitz Joſef 
Kunzelm ann zum Poſtſecretär daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Aichinſpectoren Ludwig Skirlinski in 
Lemberg und Anton de Santi in Trteſt zu Aichoberinſpectoren ernannt. 


Erledigungen. 


Adjunctenſtelle an der k. k. Bergademie zu Leoben in der neunten Rangs⸗ 
claſſe mit 900 fl. Gehalt, 200 fl. Activitätszulage, bis 31. Auguſt. (Amts⸗ 
blatt Nr. 176.) 

Concipiſtenſtelle, proviſoriſche, bei der Handels⸗ und Gewerbekammer in 
Wien, bis 15. Auguſt. (Amtsblatt Nr. 177. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


